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D r u c k s a c h e   N r.   53b 

 

zur 26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 

zu Punkt 4 der Tagesordnung: 

 

 

 

Antrag der GRÜNEN-Fraktion zur Erstellung eines Baulücken- und 

Leerstandskatasters 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Der Antragsteller ist die GRÜNEN-Fraktion. 
 
Die GRÜNEN-Fraktion beantragt die Erstellung eines Baulücken- und Leerstandska-
tasters, d. h. die Aufnahme des momentanen Ist-Zustandes der Baulücken und 
Leerstände in Homberg und den Ortsteilen. 
Mit der Erstellung des Katasters soll die Grundlage für die Erarbeitung möglicher 
Lösungen für die weitere Stadt- und Ortsteilentwicklung geschaffen werden, da es 
wichtig ist, aktuelle und potentielle Leerstände und Baulücken übersichtlich und ak-
tuell zu kennen, um mit den Gegebenheiten umgehen, vorbeugend tätig zu werden 
oder ganz neue Entwicklungen anzustoßen. 
Der Bau- und Umweltausschuss wurde darüber informiert, dass die Erstellung des 
Baulücken- und Leerstandskatasters über den „Runden Tisch GDI-Vogelsberg“ er-
folgt und empfiehlt daher der Stadtverordnetenversammlung den nachfolgenden Be-
schluss. 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Tagesordnungspunkt wird als erledigt angesehen. Nach Erstellung des Bau-  
lücken- und Leerstandskatasters soll dieses vorgestellt werden. 
 
 

 

Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.  99b  
 

zur  26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 
zu Punkt 5 der Tagesordnung: 

 
 
Antrag der GRÜNEN-Fraktion auf Anschaffung von Tempotafeln und Straßen-
baken 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist die GRÜNEN-Fraktion. 
 
In der Sitzung am 14.12.2017 hat die Stadtverordnetenversammlung beschlossen, 
den im Haushalt 2017 bei Produkt 12201 (Maßnahmen der allgemeinen Sicherheit 
und Ordnung) angebrachten Sperrvermerk in einer Höhe von 10.000 € aufzuheben. 
Die Anschaffung zweier Seitenradarmessgeräte wurde zunächst zurückgestellt. Die 
Angelegenheit blieb weiter im Geschäftsgang des Haupt- und Finanzausschusses. 
 
Der Haupt- und Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 27.05.2019 die Angele-
genheit erneut beraten. Die Verwaltung hat hierzu dem Ausschuss statistische Daten 
zu den Geschwindigkeitsmessungen des gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehör-
denbezirks sowie eine Darstellung über die innerörtliche Verkehrssicherheit am Bei-
spiel des Stadtteils Nieder-Ofleiden vorgestellt. Zudem wurde ein Angebot für zwei 
weitere Tempo-Info Geräte in Höhe von 5.400 € brutto vorgelegt.  
Bei 8 Ja-Stimmen und 2 Enthaltungen empfiehlt der Ausschuss nachfolgenden Be-
schluss. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die derzeitige Vorfahrensweise und das Ausmaß der Messtage mit mobilem Blitzen 
durch den gemeinsamen örtlichen Ordnungsbehördenbezirk wird beibehalten. 
Anstelle von Baken sollen Parkplätze eingezeichnet werden, um Fahrzeughalter zum 
Parken auf der Straße zu animieren. 
Die Verwaltung wird beauftragt, zwei weitere Tempo-Info-Geräte (eines für den 
Stadtteil Deckenbach und eines zur wechselnden Montage) zu erwerben. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   143a 

 

zur  26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 

zu Punkt  6  der Tagesordnung: 

 

 

Antrag der CDU-Fraktion zum Verkauf des Grundstücks der ehemaligen 

Grundschule Friedrichstraße 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Der Antragsteller ist die CDU-Fraktion. 
„Aufgrund der demografischen Entwicklung soll durch die Errichtung seniorengerech-
ter und barrierefreier Wohnungen gewährleistet werden, dass die hierfür steigende 
Nachfrage in Homberg befriedigt werden kann. Hierfür bietet das Grundstück der 
ehemaligen Grundschule die beste Voraussetzung.“ 
 
Zum Antrag der CDU-Fraktion vom 27.11.2015 hat die Stadtverordnetenversamm-
lung am 17.12.2015 folgenden Beschluss gefasst: 
 
Der Antrag der CDU-Fraktion, das Grundstück der ehemaligen Grundschule in der 
Friedrichstraße mit der Verpflichtung auf dem Grundstück seniorengerechte und bar-
rierefreie Wohnungen zu errichten, zu verkaufen, wird zur Klärung des Planungs-
rechtes und Umfangs des Verkaufsgrundstückes in den Haupt- und Finanzaus-
schuss und den Bau- und Umweltausschuss verwiesen. 
 
In der gemeinsamen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses und des Bau- und 
Umweltausschusses am 26.11.2018 wurden die betroffenen Grundstücke, ein mögli-
cher Veräußerungsumfang, der Stand des Bauleitplanverfahrens und zu klärende 
Punkte wie festzulegenden Parameter, Parkplatzproblematik und mögliche Vergabe-
verfahren vorgestellt. Die Präsentation vom 26.11.2018 liegt den Stadtverordneten 
vor.  
 
Der Antrag befindet sich nach wie vor im Geschäftsgang. Er erhält die neue Druck-
sachen-Nummer 143. 
 
In der Stadtverordnetenversammlung am 12.12.2018 erfolgte ein Sachstandsbericht 
durch den Vorsitzenden des Haupt- und Finanzausschusses Dr. Gunkel. 
 
In der gemeinsamen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses und des Bau- und 
Umweltausschusses am 20.05.2019 wurde der Textvorschlag der Verwaltung und 
der Vorschlag der Freien Wähler für das Interessenbekundungsverfahren beraten. 
Die Beschlussfassung soll in der Ausschusssitzung am 12.06.2019 erfolgen. 
 

Beschlussvorschlag: 
 
 

Abstimmungsergebnis:  

 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  



 

 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
Interessenbekundungsverfahren Magistrat der Stadt Homberg (Ohm) 
zum Verkauf eines innenstadtnahen Grundstücks in Größe von ca. 6.500 m²  
 
 
Grundstücke: 
Gemarkung Homberg, Flur 2, Nr. 408/2, Friedrichstraße 7 mit 4.178 m² 
Gemarkung Homberg, Flur 2, Nr. 402/4, Friedrichstraße mit etwa 2.322 m² 
 
Gesamtgröße: ca. 6.500 m² 
 
Ein Bauleitplanverfahren muss noch durchgeführt werden,  
hierfür gelten folgende Vorgaben: 
 
- Schwerpunkt ist die seniorengerechte und barrierefreie Wohnbebauung, 

weitere Nutzungen sind möglich (ausgenommen sind Lebensmittelmärkte und 

Einzelhandelsgeschäfte mit innenstadtrelevanten Sortimenten),  

- die Bebauung des Grundstücks soll sich in die umliegende Umgebung eingliedern und 

ausreichende Grünflächen vorsehen, der vorhandene Baumbestand soll nach Möglichkeit 

erhalten bleiben, 

(Anzahl Vollgeschosse: _____, Dachform: ________________,  

Höhe der Bebauung: maximal ______________ m) 

- Stellplätze nach Stellplatzsatzung zuzüglich 30 Besucherparkplätze 

 
 

Die Bieterauswahl soll nach folgenden Kriterien erfolgen: 
 
- Präsentation eines Vorentwurfs für die Bebauung, 

- Kaufpreis. 

 
Das Finanzierungskonzept soll Bestandteil der Präsentation sein. 
Die Örtlichkeit ist vor Abgabe eines Vorentwurfs zu besichtigen. 
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D r u c k s a c h e   N r.   142b 
 

zur   26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 
zu Punkt 7 der Tagesordnung: 

 
 
Windpark Amöneburg III, Gemarkung Deckenbach - Gestattungsverträge 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Die juwi AG plant einen Windpark auf der Mardorfer Kuppe. Aktuell hat sich die Anla-
genzahl von ursprünglich zehn geplanten Anlagen auf eine Windenergieanlage redu-
ziert. Die geplante Anlage liegt in einem Waldgebiet in der Gemarkung Deckenbach.  
 
Die Lage der geplanten Windenergieanlage ist aus dem zur Stadtverordnetenver-
sammlung am 12.12.2018 beigefügten Plan ersichtlich. Die Anbindung der Anlage 
soll über städtische Grundstücke erfolgen. Juwi hat dazu zwei Vertragsentwürfe zur 
Kabelverlegung und Zuwegung vorgelegt. Informationen sind auf der Homepage der 
juwi AG unter http://windpark.juwi.de/amoeneburg/ zu finden. 
 
Der Magistrat der Stadt Homberg (Ohm) empfiehlt der Stadtverordnetenversamm-
lung, das Vorhaben im Bau- und Umweltausschuss zu beraten und dazu Vertreter 
der juwi AG zu laden, um das aktuelle Vorhaben und die Vorgehensweise vorzustel-
len. Anschließend möge die Stadtverordnetenversammlung entscheiden, ob der Ma-
gistrat der Stadt Homberg (Ohm) beauftragt wird, Gestattungsverträge mit der juwi 
AG abzuschließen. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 12.12.2018 folgenden Beschluss gefasst: 
Der Magistrat wird beauftragt, zunächst beim Hessischen Städte- und Gemeinde-
bund rechtlich zu klären, ob die Stadt Homberg (Ohm) zu Verhandlungen verpflichtet 
ist oder die Zuwegung verweigern kann. 
 
Zu der Frage, ob die Stadt einen Wegenutzungsvertrag grundsätzlich ablehnen kann, 
hat der Hessische Städte- und Gemeindebund bereits in 2017 folgende Antwort ge-
geben: 
„Hinsichtlich der Frage, ob Sie zum Abschluss eines derartigen Vertrages verpflichtet 
werden können, ist darauf hinzuweisen, dass die Leitungsführung für diese Energie-
wirtschaftsanlage grundsätzlich nach den Vorschriften des EnWG gilt. Nach den 
energierechtlichen Vorschriften werden Wirtschaftswege als öffentliche Wege be-
trachtet, so dass der Betreiber der Anlage einen Anspruch auf Abschluss eines Ge-
stattungsvertrages aus dem EnWG ableiten könnte. Gegebenenfalls käme sogar ei-
ne Enteignung in Betracht, wenn diese Anlage von besonderer energiepolitischer 
Bedeutung ist.  
Hinsichtlich des Fahrrechtes greifen die Regelungen des EnWG nicht, sondern nur 
allgemeine Wegerechte. Für privilegierte Vorhaben im Außenbereich könnte jedoch 
daran gedacht werden, dass ein Anspruch auf Abschluss eines Gestattungsvertrages 
nach den Grundsätzen des Notwegerechts des BGB in Betracht kommt. Des Weite-
ren geht die Rechtsprechung davon aus, dass nach dem Baugesetzbuch privilegierte 
Anlagen im Außenbereich dazu führen, dass die öffentliche Hand einem Kontrahie-

http://windpark.juwi.de/amoeneburg/
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rungszwang untersteht. Das bedeutet, wenn zu angemessenen Bedingungen ange-
boten wird, müssen Sie den Gestattungsvertrag unterzeichnen. Nicht abgedeckt von 
diesen Regelungen werden jedoch die notwendige Verbreiterung des Weges oder 
der Bau von Schleppkurven, da es hier um die Nutzungen sonstiger kommunaler 
Grundstücke geht. In diesem Punkt könnte ein Vertragsabschluss bzw. eine Gestat-
tung tatsächlich verweigert werden. Der Betreiber müssten dann nach alternativen 
Transportmöglichkeiten suchen.“  
 
Der Hessische Städte- und Gemeindebund wurde erneut angeschrieben. Die Antwort 
vom 20.02.2019 wurde in der Stadtverordnetenversammlung am 20.02.2019 darge-
legt und wird wie folgt zitiert: 
„Wir können jedoch auf unsere E-Mail vom 25.03.2017 zum Windenergie-
Vertragsentwurf Bleidenrod verweisen. Hinsichtlich der Führung der Energieversor-
gungsleitungen in öffentlichen Wirtschaftswegen besteht aufgrund der Vorgaben des 
Windenergiewirtschaftsgesetzes ein Nutzungsanspruch. Kommt es mit der Gemein-
de zu keiner Einigung, dann könnte das Unternehmen mittels eines Enteignungsver-
fahrens das Nutzungsrecht durchsetzen. Auf Grundlage des Energiewirtschaftsge-
setzes ist eine derartige Enteignung durchaus denkbar.  
Davon getrennt zu sehen, ist die Nutzung der Wirtschaftswege der Gemeinde, um 
die Anlage zu errichten oder zu warten.  
Hier haben wir in unserer E-Mail aus dem Jahre 2017 dazu ausgeführt, dass das 
Energiewirtschaftsgesetz keine geeignete Grundlage ist, um einen Nutzungsan-
spruch zur Befahrung von Grundstücken durchzusetzen. Es bedarf hierzu eines ent-
sprechenden Gestattungsvertrages. Der Gestattungsvertrag muss soweit konkreti-
siert werden, dass er von dem Vertragspartner schlichtweg angenommen werden 
kann. Wenn ein solches Vertragswerk für eine privilegierte Anlage vorgelegt wird, 
geht die Rechtsprechung davon aus, dass ein Kontrahierungszwang besteht. Die 
einschlägige Rechtsprechung bezieht sich hierbei insbesondere auf die Nutzung von 
Wirtschaftswegen für die Erschließung von Steinbrüchen o. ä.  
Darüber hinaus kann der Anlagenbetreiber, wenn eine anderweitige Erschließung 
nicht möglich oder denkbar ist, möglicherweise ein Notwegerecht auf Grundlage des 
Bürgerlichen Gesetzbuches geltend machen.“ 
 
Am 20.02.2019 hatte die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) 
beschlossen, das aktuelle Vorhaben Windpark Amöneburg III im Bau- und Umwelt-
ausschuss zu beraten.  
 
In der Bau- und Umweltausschusssitzung am 23.05.2019 stellten Vertreter der juwi 
AG das Vorhaben einschließlich Angebot vor. Der Ausschuss hat die Drucksache 
beraten und gibt folgende Beschlussempfehlung: 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) beschließt, den Ma-
gistrat nicht zu beauftragen, Gestattungsverträge mit der juwi AG abzuschließen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   158 
 

zur   26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 
zu Punkt 8 der Tagesordnung: 

 
 
Windenergie Erbenhausen – Nutzungsvertrag und Städtebaulicher Vertrag 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Die HessenEnergie Gesellschaft für rationelle Energienutzung GmbH (HessenEner-
gie) beabsichtigt in der Gemarkung Erbenhausen auf der Windvorrangfläche VRG 
5114 die Errichtung von drei Windenergieanlagen (WEA) bis jeweils rund 245 m Ge-
samtbauhöhe und einer Nennleistung von rund 18 MW. 
 
Es handelt sich hierbei um ein Repoweringvorhaben. Die am Standort bereits beste-
henden sechs WEA der ovag Energie AG und der hessenWIND III GmbH & Co. KG 
werden vor dem Neubau zurückgebaut. Von den sechs WEA stehen drei WEA auf 
privaten Grundstücken in der Gemarkung Erbenhausen. Die Stadt Homberg (Ohm) 
hatte für die Nutzung städtischer Grundstücke in 2001 einen Gestattungsvertrag ge-
schlossen. 
 
Der Magistrat der Stadt Homberg (Ohm) empfiehlt der Stadtverordnetenversamm-
lung, das Vorhaben im Bau- und Umweltausschuss zu beraten und dazu Vertreter 
der HessenEnergie Gesellschaft für rationelle Energienutzung GmbH einzuladen, um 
das aktuelle Vorhaben und die Vorgehensweise vorzustellen. Anschließend möge 
die Stadtverordnetenversammlung entscheiden, ob der Magistrat der Stadt Homberg 
(Ohm) beauftragt wird, den Nutzungsvertrag und den Städtebaulichen Vertrag mit der 
HessenEnergie Gesellschaft für rationelle Energienutzung GmbH abzuschließen. 
 
Der Entwurf des Nutzungsvertrags Repowering Windpark Erbenhausen und der Ent-
wurf des Städtebaulichen Vertrags sind beigefügt. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) beschließt, die Druck-
sache in den Bau- und Umweltausschuss zu verweisen. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   159 
 

zur 26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 
zu Punkt 9    der Tagesordnung: 

 
 

Haushaltsüberschreitungen im Jahr 2015; 
Genehmigung von überplanmäßigen und außerplanmäßigen Aufwendungen 
und Auszahlungen  
 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist Magistrat. 
 
Im Haushaltsjahr 2015 ergaben sich folgende überplanmäßige Aufwendungen im 
Bereich des Ergebnishaushalts: 
 

 Teilhaushalt 20 – Hauptverwaltung  21.524,74 Euro 
 
Produkt 36501: Tageseinrichtungen für Kinder 
Mehraufwendungen für den Zuschuss an die Kindertagesstätte Maulbach in 
Höhe von 8.994,12 Euro, 
Produkte 12601 und 12201: Brandschutz und Maßnahmen der allgemeinen 
Sicherheit und Ordnung 
Erstattung Lohnausfall wegen Feuerwehreinsätzen (u. a. bei der Flüchtlings-
betreuung) 12.530,62 Euro. 
 

 Personal- und Versorgungsaufwendungen   8.444,31 Euro 
 

Die Mehraufwendungen bei den Personal- und Versorgungsaufwendungen 
sind im Produkt 57303: Leistungen des Bauhofs entstanden. 

 
Im Finanzhaushalt ist folgende überplanmäßige Auszahlung entstanden: 
 

 Teilhaushalt 30 – Finanzverwaltung   9.231,62 Euro 
 

Tilgungsraten für Investitionsdarlehen mit Fälligkeit 30.12.2014 wurden erst 
am 02.01.2015 abgebucht, planerisch aber im Jahr 2014 berücksichtigt. 
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Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung genehmigt nach § 100 Abs. 1 HGO die im      
Jahresabschluss zum 31.12.2015 festgestellten Haushaltsüberschreitungen im 
 
a) Ergebnishaushalt 
  

 Teilhaushalt 20 – Hauptverwaltung   21.524,74 Euro, 

 Personal- und Versorgungsaufwendungen    8.444,31 Euro. 
 
b) Finanzhaushalt 
 

 Teilhaushalt 30 – Finanzverwaltung     9.231,62 Euro. 
 

 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   160 
 

zur 26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 
zu Punkt 10 der Tagesordnung: 

 
 

 
Bericht über die Prüfung des Jahresabschlusses der Stadt Homberg (Ohm) 
zum 31.12.2015 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Die Stadt hat nach § 112 HGO für den Schluss eines jeden Haushaltsjahres einen 
Jahresabschluss aufzustellen. Er ist nach den Grundsätzen ordnungsgemäßer Buch-
führung aufzustellen und muss klar und übersichtlich sein. Er hat sämtliche Vermö-
gensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwendun-
gen, Einzahlungen und Auszahlungen zu enthalten, soweit durch Gesetz oder auf-
grund eines Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. Der Jahresabschluss hat die tat-
sächliche Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt darzustellen. 
 
Nach Abschluss der Prüfung durch das Rechnungsprüfungsamt (§ 128 HGO) legt 
der Magistrat den Jahresabschluss mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungs-
amtes der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung vor   
(§ 113 HGO). 
 
Das Rechnungsprüfungsamt des Vogelsbergkreises hat in der Zeit vom 24.01.2019 
bis 13.03.2019 die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31.12.2015 durchgeführt. 
 
Nach dem vorgelegten Bericht vom 26.03.2019 über die Prüfung des Jahresab-
schlusses zum 31.12.2015 hat das Rechnungsprüfungsamt des Vogelsbergkreises 
einen uneingeschränkten Prüfungsvermerk erteilt, der auszugsweise wie folgt zitiert 
wird: 
 
„ Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Vermögens-, Ergebnis- und     
Finanzrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den     
Rechenschaftsbericht für das Haushaltsjahr 2015 geprüft. Die Buchführung und die 
Aufstellung von Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht nach den gemeindewirt-
schaftlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung des Magistrats. Unsere Aufga-
be ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 
über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Re-
chenschaftsbericht abzugeben.“ […] 
 
„Unsere Prüfung hat, unter Berücksichtigung des Erlass über die „Beschleunigung 
der Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haushalts-
jahre bis einschließlich 2015“ vom 29. Juni 2016 im Rahmen der hieraus resultieren-
den Mindeststandards zur Prüfung rückständiger Jahresabschlüsse, zu keinen Ein-
wendungen geführt.“ 
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„Insofern entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den er-
gänzenden Bestimmungen der kommunalen Satzungen und vermittelt unter Beach-
tung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-
nisses entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt. Der 
Rechenschaftsbericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-
samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt und stellt die Chancen und Risiken 
der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.“ 
  
Der Magistrat der Stadt Homberg (Ohm) hat den Bericht über die Prüfung des      
Jahresabschlusses zum 31.12.2015 in seiner Sitzung am 30.04.2019 zur Kenntnis 
genommen und  legt den Jahresabschluss der Stadt Homberg (Ohm) zum 
31.12.2015 zusammen mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamts vom 
26.03.2019 der Stadtverordnetenversammlung zur Beratung und Beschlussfassung 
vorlegen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den vom Rechnungsprüfungsamt ge-
prüften Jahresabschluss zum 31.12.2015 und erteilt dem Magistrat nach § 114  
Abs. 1 HGO Entlastung. 
 
Der Magistrat wird beauftragt, den Beschluss über den Jahresabschluss zum 
31.12.2015 öffentlich bekannt zu machen und ihn im Anschluss an die Bekanntma-
chung  zusammen mit dem Erläuterungsbericht an sieben Tagen öffentlich auszule-
gen. Der Beschluss über den Jahresabschluss zum 31.12.2015 und die Entlastung 
sind der Aufsichtsbehörde unverzüglich vorzulegen. 
 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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1 Rechtliche Grundlagen

Das Land Hessen hat den Prozess der Einführung eines neuen kommunalen Rech-

nungs- und Steuerungssystems (NKRS) durch die Änderung der Hessischen Ge-

meindeordnung in der Fassung vom 01.04.2005 (zuletzt geändert durch Gesetz

(hier: HessenkasseG) vom 25. April 2018)) eingeleitet und mit dem Erlass der Ge-

meindehaushaltsverordnung-Doppik (GemHVO-Doppik) vom 02.04.2006, zuletzt 

geändert durch Verordnung vom 27.12.2011 und durch Gesetz (hier: Hessenkas-

seG) vom 25. April 2018, fortgesetzt.

Mit dem Erlass über die „Beschleunigung der Aufstellung und Prüfung von doppi-

schen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre bis einschließlich 2015“ vom 

29.06.2016 besteht für den Magistrat im Rahmen des ihm zustehenden Ermessens 

die Möglichkeit, die dort aufgeführten Erleichterungen zur Beschleunigung der Auf-

stellungsarbeiten zu nutzen.

Die Hinweise zur Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO) in der derzeit gültigen 

Fassung enthalten Richtlinien für die Anwendung und Auslegung der in der Gem-

HVO verwendeten Rechtsbegriffe. Sie sollen das Verständnis der gemeindehaus-

haltsrechtlichen Vorschriften erleichtern.
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2 Grundsätzliche Feststellungen

Die Verpflichtung zur Erstellung des Jahresabschlusses (inklusive Anlagen) sowie 

des Rechenschaftsberichtes ergibt sich aus § 112 HGO. Danach soll der Jahresab-

schluss innerhalb von vier Monaten nach Abschluss des Haushaltsjahres aufgestellt 

sein. Der Jahresabschluss ist nach § 128 HGO vom zuständigen Rechnungsprü-

fungsamt zu prüfen. Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte nicht fristge-

recht.

Die Kompatibilität der städtischen Richtlinien mit den gesetzlichen Bestimmungen 

wurde überprüft und ergab keine Beanstandungen.

Grundsätzlich gilt für die nachstehenden Ausführungen, dass die dort angeführten 

Werte und Sachverhalte den gesetzlichen Bestimmungen entsprechen.

2.1 Lage der Kommune

2.1.1 Stellungnahme zur Lagebeurteilung und zum Verlauf des Haushalts-
jahres

Die Lagebeurteilung durch den Verantwortlichen der Kommune ist durch das Rech-

nungsprüfungsamt im Rahmen einer Stellungnahme zu beurteilen. Diese gibt das 

Rechnungsprüfungsamt aufgrund der im Rahmen der Prüfung des Jahresabschlus-

ses und des Rechenschaftsberichts gewonnenen Erkenntnisse ab. Die nachfolgende 

Stellungnahme ist so abgefasst, dass sie den Berichtsadressaten als Grundlage ihrer 

eigenen Einschätzungen der Lagebeurteilung dienen kann.

Der Rechenschaftsbericht der Kommune enthält nach Auffassung des Rechnungs-

prüfungsamtes folgende zitierte Kernaussagen zum Verlauf des Haushaltsjahres und 
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zur Lage der Kommune:

Der Jahresabschluss 2015 weist in der Ergebnisrechnung ein Jahresergebnis in Hö-

he von -803.690,52 € aus. Im Vergleich zum Ergebnis des Haushaltsplanes 2015 in 

Höhe von -916.065,00 € beträgt die Veränderung 112.374,88 €.

In der Ergebnisrechnung wurde der geplante Ertrag in Höhe von 13.340.103,00 € um 

639.558,94 € überschritten. Die Summe der ordentlichen Erträge beläuft sich auf 

13.979.661,94 €. Die Abweichung stellt sich wie folgt dar:

• Mehrerträge bei den privat-rechtlichen Leistungsentgelten in Höhe von         -

48.391,61 €.

• Mindererträge in Höhe von 53.864,84 € bei den öffentlich-rechtlichen Leis-

tungsentgelten.

• Mehrerträge in Höhe von 47.285,29 € bei den Kostenersatzleistungen und        

-erstattungen.

• Mehrerträge aus Bestandsveränderungen des Lagerbestands Holz    

(6.840,87 €).

• Mehrerträge bei den Steuern und steuerähnlichen Erträgen in Höhe von 

450.364,30 € (Mindererträge bei dem Gemeindeanteil an der Einkommens-

teuer in Höhe von 37.991,49 €, Mehreinnahmen bei dem Gemeindeanteil an 

der Umsatzsteuer von 39.330,02 €, Mehreinnahmen bei der Grundsteuer B 

von 20.799,85 €, Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer in Höhe von   

427.689,38 €). Die Gewerbesteuererträge belaufen sich insgesamt auf 

2.727.689,38 €.

• Mehrerträge bei den Erträgen aus Zuweisungen und Zuschüssen für laufende 

Zwecke und allgemeine Umlagen in Höhe von 46.117,29 €.

• Bei den Erträgen aus der Auflösung von Sonderposten aus Investitionszuwei-

sungen, -zuschüssen und Investitionsbeiträgen waren 699.405,00 € beplant,

verbucht wurden 785.597,13 €.

• Mehrerträge bei den sonstigen ordentlichen Erträgen in Höhe von     

17.169,06 €.
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Außerordentliche Erträge wurden nur in Höhe von 76.862,23 € erzielt, budgetiert war 

ein Betrag in Höhe von 587.365,00 € (geplant 474.700,00 € für den nicht realisierten 

Verkauf der Grundschule Friedrichstraße).

Der geplante Betrag der ordentlichen Aufwendungen betrug 14.654.994,00 €. Die 

tatsächlichen ordentlichen Aufwendungen liegen bei 14.634.348,10 €, damit 

20.645,90 € unter dem Planansatz.

Im Bereich der Personal- und Versorgungsaufwendungen lagen die Minderaufwen-

dungen bei 74.765,06 €. Der Ansatz für die Aufwendungen der Sach- und Dienstleis-

tungen wurde um 28.592,08 € unterschritten.

Die Abschreibungen wurden mit 1.881.658,57 € bebucht, geplant waren 

1.741.270,00 €. 

Mehraufwendungen für Zuweisungen u. Zuschüsse sowie besondere Finanzaufwen-

dungen in Höhe von 22.056,35 € und Mehraufwendungen aus […] Gewerbesteu-

erumlage 74.918,56 €.

Mehraufwendungen aus außerordentliche Aufwendungen von 12.666,58 €.

Das Finanzergebnis beträgt 213.170,01 € gegenüber beplanten 188.509,00 €.

Der Finanzmittelbestand zum 31.12.2014 betrug -74.026,33 €. Er verbesserte sich 

zum 31.12.2015 auf 31.942,21 €.

Der Finanzmittelfluss aus Investitionstätigkeit war mit -248.114,00 € beplant. Das 

Ergebnis beläuft sich auf -514.506,95 €.

Die Eigenkapitalquote hat sich gegenüber dem Vorjahr von 45,76 % auf 45,51 % 

vermindert.

Die Verbindlichkeiten aus Krediten für Investitionen betragen am Jahresende

5.443.607,71 €.
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Stellungnahme:

Die Aussagen des Magistrats zur wirtschaftlichen Lage und zum Verlauf der Haus-

haltswirtschaft geben insgesamt eine zutreffende Beurteilung der Lage der Kommu-

ne wieder. 

2.1.2 Entwicklungsbeeinträchtigende Tatsachen

Tatsachen, welche die Entwicklung der Kommune wesentlich beeinträchtigen kön-

nen, hat das Rechnungsprüfungsamt bei der Jahresabschlussprüfung nicht festge-

stellt.

2.2 Unregelmäßigkeiten

Im Rahmen unserer Prüfung wurden keine Unrichtigkeiten und Verstöße festgestellt.
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3 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Am 08.11.2004 hat die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm)

beschlossen, gemäß § 92 Abs. 3 Satz 2 HGO a.F. die Haushaltswirtschaft der Stadt

ab dem 01.01.2008 nach den Grundsätzen der doppelten Buchführung (Doppik) zu 

führen. Dies wurde durch Änderung von § 5 (Haushaltswirtschaft) der Hauptsatzung 

der Stadt mit Beschluss vom 23.05.2007 vollzogen.

Die Kommune hat für jedes Haushaltsjahr gemäß § 94 Abs. 1 HGO eine Haushalts-

satzung zu erlassen.

Die Haushaltssatzung mit dem Haushaltsplan ist der Aufsichtsbehörde gemäß § 97 

Abs. 4 HGO spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres vorzulegen. 

Der Haushaltsplan ist die Grundlage für die Haushaltswirtschaft der Kommune (§ 95 

Abs. 1 Satz 1 HGO).

Die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung 2015 erfolgte am 13.07.2015. Die 

Genehmigung der Haushaltssatzung 2015 durch die Kommunalaufsicht des Vogels-

bergkreises wurde am 28.07.2015 erteilt. Die Bekanntmachung der Haushaltssat-

zung für das Haushaltsjahr 2015 erfolgte am 19.08.2015 und die Auslegung in der 

Zeit vom 20.08.2015 bis 28.08.2015. Eine Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 

2015 wurde nicht erlassen.

Gemäß § 112 Abs.1 Satz 1 HGO sind die Kommunen verpflichtet, für den Schluss 

eines jeden Haushaltsjahres einen Jahresabschluss aufzustellen. Der Magistrat soll

den Jahresabschluss gemäß § 112 Abs. 9 HGO innerhalb von vier Monaten aufstel-

len. Der Beschluss über die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgte in der Sit-

zung am 19.12.2017 und somit nicht fristgerecht.

Gemäß § 128 HGO ist der Jahresabschluss vom zuständigen Rechnungsprüfungs-

amt (§ 129 HGO) zu prüfen. Das Ergebnis dieser Prüfung fasst das Rechnungsprü-

fungsamt in diesem Bericht zusammen.

Der Prüfauftrag für den Jahresabschluss 2015 wurde von der Stadt Homberg (Ohm) 



_________________________________________________________________________________
9/34

Kreisausschuss des Vogelsbergkreises
- Rechnungsprüfungsamt -

mit Datum 23.02.2018 beim Rechnungsprüfungsamt eingereicht – zusammen mit 

dem Jahresabschluss 2016.

Die prüffähigen Unterlagen für den Jahresabschluss 2015 lagen am 25.02.2019

komplett vor. Die Prüfung wurde in der Zeit vom 24.01.2019 bis 13.03.2019 durchge-

führt. Die Prüfungsfeststellungen und Umbuchungen wurden am 14.03.2019 an die

Stadt Homberg (Ohm) übersandt; der Rücklauf der aktualisierten Unterlagen von der 

Stadt Homberg (Ohm) an das Rechnungsprüfungsamt erfolgte am 19.03.2019.

Das Rechnungsprüfungsamt hat im Haushaltsjahr 2015 acht Prüfungsfeststellungen 

getroffen, von denen fünf wesentlich waren. Auf die Umsetzung der beiden Umbu-

chung (mit einem Gesamtbetrag unter der Gesamtwesentlichkeitsgrenze) wurde sei-

tens der Stadt Homberg (Ohm) verzichtet; stattdessen erfolgt eine Darstellung der 

entsprechenden Sachverhalte durch das Rechnungsprüfungsamt in diesem Prüfbe-

richt unter Kapitel 4.1.1 „Buchführung“. 

Als Auskunftspersonen wurden uns folgende Personen genannt:

o Frau Astrid Hisserich (Finanzverwaltung)

o Frau Astrid Weber (Stadtkasse)

Die Auskunftsbereitschaft der Verwaltung war uneingeschränkt.

Die vollständige Mitteilung aller für den Jahresabschluss relevanter Sachverhalte

wurde uns mit Erklärung vom 19.03.2019 schriftlich durch die Bürgermeisterin der 

Stadt Homberg (Ohm) bestätigt.

Grundlage für die Durchführung der Prüfung waren insbesondere § 128 HGO, die 

GemHVO vom 02.04.2006, zuletzt geändert durch Verordnung vom 27.12.2011 und 

durch Gesetz vom 25.04.2018, und die Verwaltungsvorschriften zur GemHVO-

Doppik vom 02.06.2008 bzw. die Hinweise zur GemHVO vom 22.01.2013. Soweit die 

Vorschriften der HGO und der GemHVO sowie die Verwaltungsvorschriften bzw. 

Hinweise zu einem konkreten Sachverhalt keine Regelungen enthalten, können bei 
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der Beurteilung von Zweifelsfragen die entsprechenden handels- und steuerrechtli-

chen Regelungen sowie die „Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung“ einbezo-

gen werden (siehe Ziffer 2. der einleitenden Hinweise zur GemHVO).

Die Prüfung wurde gemäß einem risikoorientierten Prüfungsansatz so geplant und 

durchgeführt, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des 

durch den Jahresabschluss und seiner Anlagen vermittelten Bildes der Vermögens-, 

Ertrags- und Finanzlage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit erkannt 

werden.

Sachverhalte unter der Wesentlichkeitsgrenze werden im Bericht nicht aufgeführt, 

sondern der Verwaltung in Form eines Management Letters zur Kenntnis gegeben.

Die Prüfung umfasste auch die Gesetzmäßigkeit. Dabei sollte festgestellt werden, ob 

die Vorschriften und Grundsätze des Gemeindewirtschaftsrechts, einschließlich der 

lokalen Verfügungen und Richtlinien, eingehalten worden sind.

Gemäß § 128 Abs. 1 HGO prüfte das Rechnungsprüfungsamt den Jahresabschluss 

mit allen Unterlagen daraufhin, ob

1. der Haushaltsplan eingehalten ist,

2. die einzelnen Rechnungsbeträge sachlich und rechnerisch vorschriftsmäßig be-

gründet und belegt sind,

3. bei den Erträgen, Einzahlungen, Aufwendungen und Auszahlungen sowie bei 

der Vermögens- und Schuldenverwaltung nach den geltenden Vorschriften ver-

fahren worden ist,

4. die Anlagen zum Jahresabschluss vollständig und richtig sind,

5. die Jahresabschlüsse nach § 112 HGO ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kommune dar-

stellen,

6. ob der Bericht nach § 112 Abs. 3 HGO (Rechenschaftsbericht) eine zutreffende 

Vorstellung von der Lage der Kommune vermittelt.
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Die Prüfung beinhaltete die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlus-

ses, sowie des Anhangs (§ 50 GemHVO) und des Rechenschaftsberichts (§ 51 

GemHVO).

Der Jahresabschluss ist nach den Grundsätzen der ordnungsgemäßen Buchführung 

aufzustellen und muss klar und übersichtlich gegliedert sein. Er hat sämtliche Ver-

mögensgegenstände, Schulden, Rechnungsabgrenzungsposten, Erträge, Aufwen-

dungen, Einzahlungen und Auszahlungen zu enthalten.

Es gilt die Inventurrichtlinie, die vom Magistrat am 22.07.2015 beschlossen wurde 

und mit Wirkung zum 01.01.2007 rückwirkend in Kraft getreten ist.

Um eine transparente, einheitliche, nachvollziehbare und überprüfbare Bewertung 

aller Bilanzpositionen sicherzustellen, hat der Magistrat am 22.07.2015 sowohl eine 

Bilanzierungs- und Bewertungsrichtlinie als auch einen Bewertungsleitfaden zur For-

derungsbewertung beschlossen; beide sind rückwirkend zum 01.01.2007 in Kraft

getreten.

Es wird darauf hingewiesen, dass die in der Vermögensrechnung (Bilanz) der Stadt 

Homberg (Ohm) ausgewiesenen Vermögenswerte der Peppler-Wilhelm-Stiftung und 

der August-Prätorius-Stiftung (auf der Aktivseite unter der Bilanzposition „2.3.5 Sons-

tige Vermögensgegenstände“ und auf der Passivseite unter der Bilanzposition „1.2.3 

Sonderrücklagen“) nicht der inhaltlichen Prüfung des Rechnungsprüfungsamts unter-

liegen. Seitens des Rechnungsprüfungsamts wird an dieser Stelle grundsätzlich nur 

die korrekte Übernahme der Vermögenswerte der Stiftungen zum jeweiligen Bilanz-

stichtag aus den von den beauftragten Wirtschaftsprüfern erstellten Vermögensüber-

sichten geprüft.

Mit Bezug auf den Erlass des HMdIuS zur Beschleunigung der Aufstellung und Prü-

fung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre bis einschließlich 

2015 vom 30. Juli 2014 sowie vom 29. Juni 2016 haben sich die hessischen Rech-

nungsprüfungsämter mit der Ausarbeitung von Mindeststandards positioniert und 

sich damit über die in diesem Erlass erwähnten Vorstellungen zur Beschleunigung 
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der Prüfungsverfahren hinaus mit konkreten Vorschlägen in das Verfahren einge-

bracht.

Die ausgearbeiteten und mit der Überörtlichen Prüfung kommunaler Körperschaften 

des Hessischen Rechnungshofes abgestimmten Unterlagen wurden in der gemein-

samen Tagung der Arbeitsgemeinschaft der Leiter/innen der Rechnungsprüfungs-

/Revisionsämter bei den kommunalen Spitzenverbänden am 04./05.11.2014 in Fulda 

beschlossen und zur Anwendung empfohlen.

Vor dem Hintergrund unserer Prüfungsplanung ergaben sich unter Berücksichtigung 

der entwickelten Mindeststandards folgende Prüfungsschwerpunkte:

 Anwendung KVKR

 Abgleich von Vermögens-, Ergebnis- und Finanzrechnung mit den gesetzli-

chen Mustern

 Abgleich der Ergebnisse lt. aufgestellten Jahresabschluss inkl. Rechen-

schaftsbericht (vorgelegter Ausdruck) mit Vermögens-, Ergebnis- und Finanz-

rechnung lt. System

 Durchführung Buchungsschluss/Nullstellung

 Saldenübernahme Vermögensrechnung Eröffnungsbilanz

 Abstimmung Vermögensrechnung mit Übersichten (Anlagenspiegel, Rückstel-

lungen, Verbindlichkeiten, Forderungen und Sonderposten)

 Abstimmung Übersicht Einzeldarlehen mit Verbindlichkeitenspiegel

 Abstimmung OPOS-Listen Debitor und Kreditor mit Sachkonten Forderungen 

und Verbindlichkeiten

 Plausibilität gebildeter Rückstellungen

 Prüfung wesentlicher Zu- und Abgänge im Anlagevermögen/AIB i.V.m Prüfung 

entsprechender Sonderposten

 Eigenkapital / Ergebnisverwendung

 Abgleich Summe Teilergebnisse mit Gesamtergebnis

 Wesentliche Buchungen im ao-Bereich, Abgrenzungen zum ordentlichen Er-

gebnis
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 Abstimmung Lohnbuchhaltung mit FiBu

 Abstimmung Ergebnisrechnung mit Übersichten (Anlage-, Rückstellungs-,  

und Sonderpostenspiegel)

 Abstimmung Bestände Flüssige Mittel

 Plausibilitätsprüfung von Zahlungsfluss aus Investitionstätigkeit mit Zahlungs-

fluss aus Finanzierungstätigkeit

 Abgleich Teilfinanzrechnungen mit der Gesamtfinanzrechnung

 Abgleich der Haushaltsansätze (Haushaltsplan) mit den fortgeschriebenen 

Ansätzen der Ergebnis- und Finanzrechnung

 Einhaltung Haushaltssatzung/-plan

Weiterhin wurde geprüft, ob der Jahresabschluss, der Anhang und der Rechen-

schaftsbericht unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und 

den eingeräumten Wahlrechten ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögenslage vermitteln.

Führen besondere Umstände dazu, dass der Jahresabschluss ein den tatsächlichen 

Verhältnissen entsprechendes Bild nicht vermittelt, so sind im Anhang zusätzliche 

Angaben zu machen (siehe Ziffer 4.2.1).

Die steuerliche Beurteilung der Geschäftsvorfälle ist zunächst nicht Gegenstand un-

serer Prüfung. Wir möchten jedoch aufgrund der aktuellen EUGH und BFH Recht-

sprechungen bezüglich der Steuerpflicht von hoheitlichen Beistandsleistungen die 

nicht aufgrund hoheitlichem Zwangsrecht erbracht werden und des hieraus resultie-

renden Risikos der Umsatzsteuerpflicht gem. § 2b UStG hinweisen.
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4 Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

Es wurde festgestellt, dass die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen 

den gesetzlichen Vorschriften entsprechen.

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

 Buchführung und Software

Die Stadt Homberg (Ohm) verwendet als ekom21-Kunde das Buchführungspro-

gramm INFOMA newsystem Programmmodul newsystem NKR/NKFsystem. Im 

Einsatz befindet sich die Version 7. Ein Prüfzertifikat der TÜV Informationstech-

nik GmbH vom 12.01.2018 über die Erfüllung der Prüfungsanforderungen aus 

den Katalogen OKKSA FÜ.B V5.02 und DP.HE V7.00 für das Land Hessen liegt 

vor.

Das Programm beinhaltet die Module 

- ekom21 Haushaltsplanung

- Finanzbuchhaltung

- Steuern und Abgaben

- Anlagenbuchhaltung

- Kosten- und Leistungsrechnung.



_________________________________________________________________________________
15/34

Kreisausschuss des Vogelsbergkreises
- Rechnungsprüfungsamt -

Feststellungen zur Buchführung

o Auf dem Sachkonto (Sk) "6161000 - Instandh. Gebäude, Außenanl. (Bauun-

terhaltung)" sind auch Rechnungen der Holzernte / Harvestereinsatz ge-

bucht. Aufgrund des Beschreibungstextes wurden hierzu seitens des Rech-

nungsprüfungsamts insgesamt fünf Rechnungen identifiziert mit einem Ge-

samtvolumen von 29.575,11 €. Der Ausweis unter dem Sk 6161000 ist nicht 

korrekt. Lt. KVKR ist hierfür das Sk „6101000 - Fremdleistungen für Erzeug-

nisse und andere Umsatzleistungen“ zu verwenden. Die Finanzrechnung wä-

re ebenfalls entsprechend anzupassen gewesen.

o Nicht korrigiert wurde im JA 2015 der falsche Ausweis der Niederschlagun-

gen 2015 in Höhe von 33.801,37 € in der Ergebnisrechnung, die dort nach 

wie vor auf dem Sk "6672000 - Einzelwertberichtigungen" dargestellt werden. 

Sie wären aus Gründen der Ordnungsmäßigkeit auf dem separaten Sk 

"6671000 - Abschreibungen auf Forderungen wegen Uneinbringlichkeit" zu 

buchen gewesen.

 IKS

Hinsichtlich des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems haben wir 

folgende Feststellungen getroffen:

o In 2015 erfolgten seitens der Stadt Homberg (Ohm) Niederschlagungen von 

städtischen Forderungen in Höhe von insgesamt 33.807,65 € bzw.    

33.801,37 € (nach Bereinigung der anteiligen Umsatzsteuer) auf Grundlage 

zweier Magistratsbeschlüsse vom 18.03.2015 und 18.11.2015. Bezüglich die-

ser beiden Magistratsbeschlüsse ist aus Sicht des Rechnungsprüfungsamts 

allerdings nicht eindeutig, ob hier eine befristete oder eine unbefristete Nie-

derschlagung erfolgen soll. Die Voraussetzungen für eine befristete bzw. un-

befristete Niederschlagung sind in den Hinweisen sowie dem Kommentar zu
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§ 30 GemHVO geregelt. In Abhängigkeit davon, ob eine befristete oder unbe-

fristete Niederschlagung vorliegt, erfolgt eine unterschiedliche Buchungswei-

se: Unbefristet niedergeschlagene Forderungen sind in voller Höhe abzu-

schreiben (auszubuchen) ("Sk 6671 - Abschreibungen auf Forderungen we-

gen Uneinbringlichkeit"  an  entsprechendes Forderungskonto, z.B. "Sk 2401 -

Forderungen aus LuL" mit Ausbuchung auf dem zugehörigen Personenkonto / 

Debitor), d.h. es geht hierbei um die Frage des ANSATZES der Forderung. 

Bei befristet niedergeschlagenen Forderungen sind Wertberichtigungen in der 

geschätzten Ausfallhöhe vorzunehmen ("Sk 6672 - EWB"  an  entsprechendes 

Forderungskorrekturkonto, z.B. "Sk 2491 - EWB zu Forderungen aus LuL"), 

d.h. es geht hierbei um eine Frage der BEWERTUNG der Forderung. Lt. 

GemHVO-Kommentar zu § 30, Rn. 18 ist auch für befristete Forderungen eine 

Ausbuchung zulässig, soweit die Forderung in einem Nebenbuch oder einer 

Nebenbuchhaltung (z.B. Niederschlagsüberwachungsliste) weiter überwacht 

wird. Das Rechnungsprüfungsamt empfiehlt allerdings hiervon Abstand zu 

nehmen, da die befristet niedergeschlagenen Forderungen in der Finanz-

buchhaltung automatisch überwacht werden können.

Der Stadt Homberg (Ohm) wird empfohlen, die in § 30 GemHVO geregelten 

Begrifflichkeiten eindeutig anzuwenden, nähere Einzelheiten über Vorausset-

zungen, Zuständigkeiten und Verfahren bei Niederschlagungen, aber auch 

Stundungen und Erlassen von Ansprüchen zu regeln und z.B. in ihrem Bewer-

tungsleitfaden zur Forderungsbewertung zu ergänzen.

Nach unseren Prüfungsfeststellungen gewährleistet der auf Grundlage des Kom-

munalen Verwaltungskontenrahmens (KVKR) erstellte und für den Jahresab-

schluss angewandte Kontenplan eine klare und übersichtliche Ordnung des Bu-

chungsstoffs.

Die Geschäftsvorfälle wurden vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die 

Belege wurden ordnungsgemäß angewiesen, ausreichend erläutert und über-

sichtlich abgelegt. Die Zahlen aus der Vorjahresbilanz wurden richtig im Berichts-
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jahr vorgetragen. Der Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutreffend 

entwickelt und vom Magistrat aufgestellt.

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unse-

ren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften, den sie ergänzenden Vorschrif-

ten und den sonstigen ortsrechtlichen Bestimmungen. Die aus den weiteren ge-

prüften Unterlagen entnommenen Informationen führen zu einer ordnungsgemä-

ßen Abbildung in Buchführung und Jahresabschluss.
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4.1.2 Jahresabschluss

Der Jahresabschluss zum 31.12.2015 wurde ordnungsgemäß aus der Buchführung 

und den weiteren geprüften Unterlagen abgeleitet. Alle für die Rechnungslegung gel-

tenden gesetzlichen Vorschriften und landesrechtlichen Regelungen wurden beach-

tet.

Die Vermögensrechnung, die Ergebnisrechnung sowie die Finanzrechnung sind den 

gesetzlichen Vorschriften entsprechend gegliedert. Die Vermögensgegenstände und 

die Schulden sowie das Kapital, die Sonderposten und die Rechnungsabgrenzungs-

posten wurden nach den gesetzlichen Bestimmungen sowie den Grundsätzen ord-

nungsmäßiger Buchführung angesetzt und bewertet.

Für erkennbare Risiken wurden Rückstellungen in ausreichendem Maße gebildet.

Der Anhang enthält die gemäß § 50 GemHVO notwendigen Erläuterungen der Ver-

mögens-, der Ergebnis- und der Finanzrechnung, insbesondere die von der Stadt 

angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsgrundsätze, sowie die sonstigen 

Pflichtangaben.

4.1.3 Rechenschaftsbericht

Der Rechenschaftsbericht vermittelt im Wesentlichen eine zutreffende Darstellung 

der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage der Stadt. Er entspricht nach 

den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen grundsätzlich der gesetzlichen Vor-

schrift des § 51 Abs. 1 GemHVO unter Berücksichtigung des Erlasses über die „Be-

schleunigung der Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die 

Haushaltsjahre bis einschließlich 2015“.
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Die Prüfung ergab, dass der Rechenschaftsbericht

 mit dem Jahresabschluss sowie den bei der Prüfung gewonnenen Er-

kenntnissen in Einklang steht;

 insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt vermittelt;

 alle weiteren nach § 51 GemHVO erforderlichen Angaben und Erläute-

rungen enthält.

Dem Rechnungsprüfungsamt sind keine weiteren nach Schluss des Haushaltsjahres 

eingetretenen Vorgänge von besonderer Bedeutung bekannt, über die zu berichten 

ist.

4.1.4 Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirtschaft

Im Rahmen der Berichterstattung über die Ordnungsmäßigkeit der Haushaltswirt-

schaft ist eine Feststellung zu treffen, ob diese insgesamt den geltenden gesetzli-

chen Vorschriften entsprochen hat. Dabei ist insbesondere darauf einzugehen, ob 

dem Haushaltsgrundsatz der Wirtschaftlichkeit entsprochen wurde und ob die haus-

haltswirtschaftliche Lage geeignet ist, eine nachhaltige, d. h. stetige Aufgabenerledi-

gung sicherzustellen.

Durch die Prüfung war sicherzustellen, dass auch die haushaltsrechtlichen Vorschrif-

ten, die sich nicht explizit auf den Jahresabschluss beziehen, beachtet wurden. Hier-

zu zählen insbesondere Vorschriften zu den allgemeinen Haushaltsgrundsätzen, 

dem Haushaltssicherungskonzept, den Grundsätzen der Einnahmebeschaffung, der 

Haushaltssatzung und dem Haushaltsplan. Darüber hinaus sind ortsrechtliche Be-

stimmungen zu beachten.
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4.1.4.1 Haushaltssatzung, Haushaltsplan

Nach § 95 HGO bildet der Haushaltsplan die Grundlage für die Haushaltswirtschaft 

der Stadt. Er ist nach Maßgabe dieses Gesetzes und der hierzu erlassenen Vor-

schriften für die Haushaltsführung verbindlich.

Gemäß der am 13.07.2015 von der Stadtverordnetenversammlung beschlossenen 

Haushaltssatzung wurden für das Haushaltsjahr 2015 nachfolgende Festsetzungen 

getroffen. Eine Nachtragshaushaltssatzung für das Jahr 2015 wurde nicht erlassen.
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im ordentlichen Ergebnis
Gesamtbetrag der Erträge 13.376.542,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €
13.376.542,00 €

Gesamtbetrag der Aufwendungen 14.879.942,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €
14.879.942,00 €

im außerordentlichen Ergebnis
Gesamtbetrag der Erträge 587.365,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €
587.365,00 €

Gesamtbetrag der Aufwendungen 30,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €
30,00 €

Fehlbedarf 916.065,00 €

aus laufender Verwaltungstätigkeit

der Saldo der Einzahlungen und Auszahlungen -496.114,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

-496.114,00 €

aus Investitionstätigkeit
Gesamtbetrag der Einzahlungen  2.046.237,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

2.046.237,00 €

Gesamtbetrag der Auszahlungen 2.294.351,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

2.294.351,00 €

aus Finanzierungstätigkeit
Einzahlungen aus Finanzierungstätigkeit 248.114,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

248.114,00 €

Auszahlungen aus Finanzierungstätigkeit 575.317,00 €
gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

575.317,00 €

Zahlungsmittelbedarf -1.071.431,00 €

im Ergebnishaushalt

im Finanzhaushalt 
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Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen 248.114,00 €

gem. Nachtragssatzung erhöht/vermindert um 0,00 €

248.114,00 €

Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 0,00 €

Der Höchstbetrag der Kassenkredite wurde festgesetzt auf 2.500.000,00 €

a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A) 370 v.H.

b) für Grundstücke (Grundsteuer B) 370 v.H.

Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 400 v.H.

Kreditermächtigungen

Verpflichtungsermächtigungen

Höchstbetrag der Kassenkredite

Grundsteuer

Gewerbesteuer

4.1.4.2 Kreditermächtigung / Kreditaufnahmen

Gemäß § 2 der Haushaltssatzung 2015 vom 14.07.2015 wurde der Gesamtbetrag 

der Kredite zur Finanzierung von Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen auf 

248.114,00 € festgesetzt.

Aus dem Vorvorjahr (hier: Haushaltsjahr 2013) standen noch Kreditermächtigungen 

in Höhe von 406.451,00 € zur Verfügung, die gemäß § 103, Abs. 3 HGO „bis zum 

Ende des auf das Haushaltsjahr folgenden Jahres und, wenn die Haushaltssatzung 

für das übernächste Jahr nicht rechtzeitig bekannt gemacht wird, bis zur Bekanntma-
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chung dieser Haushaltssatzung“ gültig sind. D.h. die Kreditermächtigung aus dem 

Jahr 2013 in Höhe von 406.451,00 € hat kraft Gesetz am 19.08.2015 (= Bekanntma-

chung der Haushaltssatzung 2015) ihre Gültigkeit verloren.

Darüber hinaus standen aus dem Vorjahr (hier: Haushaltsjahr 2014) noch Krediter-

mächtigungen in Höhe von 931.619,00 € zur Verfügung.

Der Gesamtbetrag setzt sich folglich wie nachstehend dargestellt zusammen:

Kreditermächtigung  2015 248.114,00 €

Kreditermächtigung aus 2014 931.619,00 €

Kreditermächtigung aus 2013 (bis 18.08.2015) 406.451,00 €

Insgesamt 1.586.184,00 €

Die Kreditermächtigung wurde im Jahr 2015 mit einem Betrag von insgesamt

505.000,00 € in Anspruch genommen. Da die Kreditaufnahme 2015 zeitlich vor dem 

19.08.2015 erfolgte, kann sie noch zu Lasten der Kreditermächtigung 2013 

(406.451,00 €) gerechnet werden. Damit wäre nur der restliche Kreditaufnahmebe-

trag 2015 in Höhe von 98.549,00 € auf die Kreditermächtigung aus 2014 anzurech-

nen und die Kreditermächtigung 2015 bliebe durch die Kreditaufnahme in 2015 kom-

plett unangetastet. 

4.1.4.3 Verpflichtungsermächtigungen

Für das Jahr 2015 wurden keine Verpflichtungsermächtigungen veranschlagt.

4.1.4.4 Kassenkredit

Nach § 4 der Haushaltssatzung wurde der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im 
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Haushaltsjahr 2015 zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genom-

men werden durften, auf 2.500.000,00 € festgesetzt.

Zum 31.12.2015 bestand eine Verbindlichkeit aus Kreditaufnahme zur Liquiditätssi-

cherung in Höhe von 17.359,86 €.

4.1.4.5 Planvergleich

Hinsichtlich des Vergleichs zwischen den Haushaltsansätzen und den tatsächlichen 

Ergebnissen in den einzelnen Teilhaushalten wird auf den Jahresabschluss der Stadt 

Homberg (Ohm) verwiesen, in dem die jeweils vier Teilergebnis- und Teilfinanzrech-

nungen auf Budget-/Fachbereichsebene enthalten sind.

4.1.4.6 Haushaltsüberschreitungen

Soweit nicht anders geregelt, sind nach § 20 Abs. 1 GemHVO die Ansätze der in 

einem Budget veranschlagten zahlungswirksamen Aufwendungen gegenseitig de-

ckungsfähig. Gemäß § 20 Abs. 3 GemHVO gilt dies auch für die veranschlagten 

Auszahlungen für Investitionen.

Ausnahmen hiervon sind gemäß § 20 Abs. 4 GemHVO die Ansätze für Mittel für 

Fraktionen (§ 36a Abs. 4 der Hessischen Gemeindeordnung) und die Ansätze für 

Verfügungsmittel (§ 13); sie dürfen nicht für deckungsfähig erklärt werden.

Die Stadt Homberg (Ohm) hat in ihren dem Haushaltsplan 2015 beigefügten Budge-

tierungsrichtlinien folgende zusätzliche Festlegungen bezüglich der Deckungsfähig-

keit getroffen:
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 Die Personal- und Versorgungsaufwendungen innerhalb des Gesamtergeb-

nishaushaltes sind gegenseitig deckungsfähig, d.h. sie stellen ein separates 

Budget dar.

 In einem Budget dürfen Mehrerträge auch zu Mehraufwendungen führen

(ERGEBNISHAUSHALT).

 Mehreinnahmen im investiven Bereich eines Budgets dürfen auch zu Mehr-

ausgaben im investiven Bereich führen (FINANZHAUSHALT).

Bei der Stadt Homberg (Ohm) gibt es im Haushaltsplan insgesamt vier Teilhaushalte 

(Fachbereiche 10, 20, 30 und 40), die entsprechend der örtlichen Organisationsstruk-

tur festgelegt wurden. Gemäß § 4 Abs. 1 GemHVO, wonach jeder Teilhaushalt eine 

Bewirtschaftungseinheit bildet, existieren demzufolge insgesamt jeweils vier Budgets 

im Ergebnishaushalt und Finanzhaushalt der Stadt Homberg (Ohm). Hinzukommt im 

Ergebnishaushalt noch das oben erwähnte Budget „Personal- und Versorgungsauf-

wendungen“.

Unter Beachtung der vorgenannten Budgetierungsrichtlinien / Deckungsvermerke der 

Stadt Homberg (Ohm) ergaben sich im Haushaltsjahr 2015 im Ergebnishaushalt

Haushaltsüberschreitungen im Teilhaushalt 20 in Höhe von 21.524,74 € und auch im 

separaten Budget „Personal- und Versorgungsaufwendungen“ in Höhe von   

8.444,31 € (vgl. Anhang, Kapitel 7 „Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und 

Auszahlungen“). 

Im Finanzhaushalt war im Haushaltsjahr 2015 im Teilhaushalt 30 eine überplanmä-

ßige Auszahlung in Höhe von 9.231,62 € aus Finanzierungstätigkeit festzustellen 

(vgl. Anhang, Kapitel 7 „Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlun-

gen“).

Gemäß § 100 HGO, Abs. 1, Satz 3 bedürfen erhebliche überplanmäßige und außer-

planmäßige Aufwendungen und Auszahlungen der Zustimmung der Stadtverordne-

tenversammlung bzw. sind dieser alsbald (d.h. unterjährig) zur Kenntnis zu geben. 

Eine entsprechende Vorlage hat noch zu erfolgen.
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4.1.4.7 Verfügungsmittel

Gemäß den Hinweisen zu § 13 GemHVO sollten die Verfügungsmittel insgesamt 0,5 

vom Tausend der ordentlichen Erträge der Gesamtergebnisrechnung des letzten

vorliegenden Jahresabschlusses nicht übersteigen.

Der Jahresabschluss zum 31.12.2014 beinhaltete ein Gesamtergebnis der ordentli-

chen Erträge in Höhe von 14.113.798,66 €. Hieraus ergibt sich ein Richtwert für die 

Verfügungsmittel in Höhe von 7.056,90 €. Die Höhe der tatsächlich verausgabten 

Verfügungsmittel (Sk 6860100 und 6860200) im Jahr 2015 betrug 1.153,76 €; d.h. 

der Richtwert wurde nicht überschritten.

4.1.4.8 Stellenplan

Wie der nachstehenden Aufstellung zur Entwicklung des Stellenplanes zu entneh-

men ist, hat sich die Anzahl der Planstellen 2015 gegenüber dem Vorjahr um 2,28

Stellen erhöht. Zum 30.06.2015 waren 5,94 Planstellen bei den Beschäftigten nicht 

besetzt.

Planstellen
Stellenbesetzung jeweils

zum 30.06.

2014 2015 2014 2015

Beamte 4,00 4,00 4,00 4,00

Beschäftigte 70,30 72,58 68,10 66,64

zusammen 74,30 76,58 72,10 70,64
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4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss und der Anhang vermitteln unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung insgesamt ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kommune.

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Wir verweisen auf die Angaben im Anhang zum Jahresabschluss. Der Anhang bein-

haltet weitestgehend die angewandten Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden.

Bilanzierungs- und Bewertungswahlrechte wurden wie folgt ausgeübt:

 Das Anlagevermögen wird grundsätzlich zu Anschaffungs- oder Herstellungs-

kosten, vermindert um die planmäßigen Abschreibungen, bewertet. Zinsen für 

Fremdkapital wurden nicht in die Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten mit 

einbezogen. Die Abschreibung erfolgt gemäß § 43 GemHVO-Doppik aus-

schließlich linear. Die Abschreibungen wurden unter Berücksichtigung der er-

warteten wirtschaftlichen, technischen und rechtlichen Nutzungsdauern nach 

der allgemeinen Abschreibungstabelle der Stadt Homberg (Ohm) sowie der

hessischen NKRS-Abschreibungstabellen festgelegt.

 Die Abschreibung der im Rahmen der Maßnahmen nach dem Hessischen 

Sonderinvestitionsprogrammgesetz angeschafften oder hergestellten Vermö-

gensgegenstände erfolgt entsprechend der Förderrichtlinien vom 12.03.2010 

(veröffentlicht im Staatsanzeiger vom 19.04.2010) grundsätzlich über einen 

Zeitraum von 30 Jahren.

 Ab dem Jahr 2009 wird für abnutzbare bewegliche und selbständig nutzbare 
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Vermögensgegenstände mit Anschaffungs- oder Herstellungskosten zwischen 

150 € und 1.000 € (netto) – sogenannte Geringwertige Wirtschaftsgüter 

(GWG) - gemäß Hinweis Nr. 5 zu § 41 GemHVO im Jahr der Anschaffung ein 

Sammelposten gebildet, der über insgesamt 5 Jahre abgeschrieben wird.

 Die flüssigen Mittel sind mit dem Nominalwert ausgewiesen.

 Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind zum Nennwert bilan-

ziert.

 Unverzinsliche oder niedrig verzinsliche Forderungen bzw. Ausleihungen wer-

den mit einem Zinssatz von 6% über die Laufzeit abgezinst.

 Die Sonderposten werden mit dem Nominalwert, jedoch maximal mit den An-

schaffungskosten des bezuschussten Anlagegutes, passiviert und über die 

Nutzungsdauer des jeweiligen Investitionsgutes ertragswirksam aufgelöst. All-

gemeine Investitionspauschalen werden generell über einem Zeitraum von 10 

Jahren aufgelöst.

 Rückstellungen werden auf Grund vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

gebildet. Im Bereich der Personalrückstellungen lagen entsprechende Gutach-

ten vor. Für die Bildung der Pensionsrückstellung werden als Rechnungs-

grundlage die Richttafeln 2005G von Prof. Dr. Klaus Heubeck eingesetzt. 

Gemäß § 41 Abs. 5 GemHVO-Doppik wird für die Berechnung des Teilwerts 

der Pensionsrückstellung ein Zinsfuß von 6% und für die Beihilferückstellung 

ein solcher von 5,5 % angesetzt.

 Die Bildung der Rückstellung für Kreis- und Schulumlage erfolgt ab dem Jahr 

2012 lediglich bei ungewöhnlich hohen Steuereinnahmen.

 Die Ermittlung der Beträge für die Altersteilzeitrückstellung erfolgt durch die 

ekom mittels des Personalabrechnungsprogramms LOGA.

 Der Ansatz der Verbindlichkeiten erfolgt zum tatsächlichen Rückzahlungsbe-

trag.

 Die in der Bilanz ausgewiesenen Vermögenswerte für die beiden Stiftungen 

sind den von Wirtschaftsprüfern zum Bilanzstichtag erstellten Vermögens-

übersichten für die Stiftungen entnommen. Lt. Wirtschaftsprüfern sind bei der 
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Erstellung der Vermögensübersichten für die Stiftungen folgende Bewertungs-

richtlinien angewandt worden: Die Bewertung der in Wertpapierdepots enthal-

tenen Aktien und Wertpapiere gemäß § 41 GemHVO erfolgte anhand der his-

torischen Anschaffungskosten. Konnten die historischen Anschaffungskosten 

durch Kaufunterlagen nicht ermittelt werden, erfolgte der Ansatz in Höhe des 

vorgelegten Depotauszuges zum 31. Dezember 2005. Sofern der Kurswert 

zum 31.12. eines Jahres unterhalb der Anschaffungskosten liegt, erfolgt eine 

Abwertung gemäß § 43 Abs. 3 GemHVO lediglich bei einer voraussichtlich 

dauernden Wertminderung. Die Bewertung der liquiden Mittel erfolgte in Höhe 

des Nominalwertes gemäß Kontenbestätigung der jeweiligen Kreditinstitute.

 Von der Stadt erhobene Beiträge für städtische Grundstücke werden zu den 

Grundstücken hinzuaktiviert bei gleichzeitiger ergebniswirksamer Auslösung 

des gebildeten SOPOs über Nutzungsdauer des zugehörigen Anlagenguts 

(z.B. Straße). Diese Vorgehensweise ist durch Hinweis Nr. 3, Abs. 2 zu § 49 

GemHVO in seiner derzeitigen Form nach Einschätzung des RPA nicht ge-

deckt, da hier eine echte Zahlung vorausgesetzt wird. Darüber hinaus birgt die 

Methode das Risiko für erforderliche außerplanmäßige Abschreibungen auf 

diese Grundstücke in künftigen Jahren, da durch die wiederholte Aktivierung 

von Kosten für bereits vorhandene und im Grundstückswert berücksichtigte 

Infrastruktur (z.B. Straße) zu einer Überbewertung des Grundstücks führen 

kann. Seitens der Stadt Homberg (Ohm) ist eine entsprechende Korrektur die-

ses Sachverhalts - rückwirkend für die Jahre ab 2008 - im JA 2017 angekün-

digt worden.
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4.2.3 Änderungen in den Bewertungsgrundlagen

Grundsätzlich sind die gewählten Bewertungsmethoden beizubehalten. Durchbre-

chungen der Ansatz- und Bewertungsstetigkeit sind im Anhang anzugeben, zu be-

gründen und die Auswirkungen zu erläutern. 

Änderungen in den Bewertungsgrundlagen wurden im Prüfungsjahr nicht vorge-

nommen. 

4.2.4 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Im Rahmen unserer Prüfung haben wir keine sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen 

mit wesentlichen Auswirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

festgestellt.
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5 Prüfungsvermerk des Rechnungsprüfungsamtes

Uneingeschränkter Prüfungsvermerk

Nach dem Ergebnis der Prüfung hat das Rechnungsprüfungsamt dem als Anlage zu 

diesem Bericht beigefügten Jahresabschluss sowie dem Rechenschaftsbericht der 

Stadt Homberg (Ohm) zum 31.12.2015 den folgenden uneingeschränkten Prüfungs-

vermerk erteilt:

"Prüfungsvermerk " des Rechnungsprüfungsamtes:

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Vermögens-, Ergebnis- und Fi-

nanzrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den Re-

chenschaftsbericht für das Haushaltsjahr 2015 geprüft. Die Buchführung und die 

Aufstellung von Jahresabschluss und Rechenschaftsbericht nach den gemeindewirt-

schaftlichen Vorschriften liegen in der Verantwortung des Magistrats. Unsere Aufga-

be ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung 

über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den Re-

chenschaftsbericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 128 HGO vorgenommen. Die Prü-

fung ist so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich 

auf die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Rechenschaftsbericht vermittelten 

Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinrei-

chender Sicherheit erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen 

werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und 

rechtliche Umfeld der Stadt sowie die Erwartungen möglicher Fehler berücksichtigt. 

Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen 

internen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-

abschluss und Rechenschaftsbericht überwiegend auf der Basis von Stichproben 
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beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrund-

sätze und der wesentlichen Einschätzungen des Magistrats sowie die Würdigung der 

Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Rechenschaftsberichts. Wir sind 

der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 

Beurteilung bildet.

Die Stadt Homberg (Ohm) hat für den Jahresabschluss 2015 folgende Erleichterun-

gen gemäß Erlass des HMdIuS vom 29. Juni 2016 über die „Beschleunigung der 

Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haushaltsjahre 

bis einschließlich 2015“ angewendet:

o Nr. 3 des Erlasses: Wertberichtigungen sowie fehlerhafte Zuordnungen 

von Forderungen und Verbindlichkeiten. Praktische Umsetzung: Pau-

schalwertberichtigungen der EB 2008 sind unverändert im JA 2015 stehen 

geblieben; ebenso weisen die Einzelwertberichtigungen im JA 2015 wieder 

den Wert der Eröffnungsbilanz von 0,00 € auf. Die Anwendung der vorgenann-

ten Erleichterung ist im Anhang explizit erläutert.

o Im JA 2015 erfolgte keine Umgliederung von kreditorischen Debitoren bzw. 

debitorischen Kreditoren.

o Nr. 4 des Erlasses (Inventar): Demnach muss eine Inventur, die zur Feststel-

lung der tatsächlich vorhandenen Vermögengegenstände erforderlich ist, erst 

wieder ab dem JA 2017 durchgeführt werden. Praktische Umsetzung: Im JA 

2015 wurde keine Veränderung auf Vorräte gebucht, d.h. Ausweis der Vorräte 

(Bilanzposition 2.1., hier: Heizöl) erfolgt mit demselben Wert wie in EB. Die 

Anwendung der vorgenannten Erleichterung ist im Anhang explizit erläutert.

o Nr. 6.1 des Erlasses: weil nur noch die direkte Finanzrechnung im JA 2015

der Stadt Homberg (Ohm) enthalten ist.

o Nr. 6.5 des Erlasses: In den Teilergebnisrechnungen kann die Darstellung 

der Kosten und Erlöse aus internen Leistungsverrechnungen (ILV) bis zur 

Aufstellung des JA 2017 unterbleiben. Praktische Umsetzung: Keine IST-

Werte für ILV in Teilergebnissen.
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o Nr. 6.6 des Erlasses: Der Rechenschaftsbericht kann auf die Darstellung der

wesentlichen Geschäftsvorfälle und Entwicklungen begrenzt werden. Die An-

wendung der vorgenannten Erleichterung ist im Anhang explizit erläutert.

o Nr. 6.7 des Erlasses: Die Stadt Homberg macht von der Möglichkeit Ge-

brauch, berichtspflichtige Angaben im Anhang komprimiert darzustellen und

weist darauf zu Beginn des Anhangs hin.

Unsere Prüfung hat, unter Berücksichtigung des Erlasses über die "Beschleunigung

der Aufstellung und Prüfung von doppischen Jahresabschlüssen für die Haushalts-

jähre bis einschließlich 2015" vom 29. Juni 2016 im Rahmen der hieraus resultieren-

den Mindeststandards zur Prüfung rückständiger Jahresabschlüsse, zu keinen Ein-

Wendungen geführt.

"Insofern entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den er-

gänzenden Bestimmungen der kommunalen Satzungen und vermittelt unter Beach-

tung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Stadt. Der

Rechenschaftsbericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Lage der Stadt und stellt die Chancen und Risiken

der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar."

Lauterbach, den 26. 03. 2019

-^
(Eidt)
Sachgebietsteiter
Kreis- und Gemeindeprüfung
Rechnungsprüfungsamt
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6 Anlagen zum Prüfungsbericht

 Vermögensrechnung

 Gesamtergebnisrechnung

 Gesamtfinanzrechnung

 Teilergebnisrechnungen

 Teilfinanzrechnungen

 Anhang (inklusive Anlagen)

 Rechenschaftsbericht
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Muster 21
zu § 52 Abs. 1

9.1 Übersicht
über den Stand des Anlagevermögens  (Anlagenspiegel) Jahresabschluss 2015

- 1000 EUR –

Anlagevermögen

Anschaffungs- und
Herstellungskosten

Kumulierte Abschreibungen Buchwert

Gesamte 
AK/HK 

am Beginn 
des 

Haushalts jah
res

Zugänge im 
Haushalts jah

r

Abgänge 
im 

Haushalts j
ahr

Umbuchungen 
im Haushalts -

jahr

Gesamte 
AK/HK am 
Ende des 
Haushalts j

ahres

Kumulierte 
Abschrei bun

gen am 
Beginn des 
Haushalts jah

res

Zuschrei b
ungen im 
Haushalts j

ahr

Abschrei b
ungen im 
Haushalts j

ahr

Umbuchungen 
im 

Haushaltsjahr

Kumulierte 
Abschreibun
gen am Ende 

des Haus -
halts jahres

am 31.12. 
des Haus-
halts jahres

am 31.12. 
des Vor -

jahres

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13

1. Immaterielle Vermögensgegenstände
1.1 Konzessionen, Lizenzen und ähnliche 

Rechte
501 9 511 -467 -23 -490 21 35

1.2 Geleistete Investitionszuweisungen und 
-zuschüsse

2.970 40 3.010 -911 -94 -1.005 2.005 2.059

Summe 1. 3.472 9 40 3.521 -1.378 -117 -1.495 2.026 2.094

2. Sachanlagevermögen
2.1 Grundstücke und grundstücksgleiche 

Rechte
8.584 34 -115 8.504 8.504 8.584

2.2 Bauten, einschließlich Bauten auf 
fremden Grundstücken

15.669 34 78 15.780 -6.683 -353 -7.036 8.744 8.986

2.3 Sachanlagen im Gemeingebrauch, 
Infrastrukturvermögen 

41.583 228 106 41.917 -17.871 -1.189 -19.0 60 22.857 23.712

2.4 Anlagen und Maschinen zur 
Leistungserstellung

688 16 704 -265 -21 -286 418 423

2.5Andere Anlagen, Betriebs- und 
Geschäftsausstattung 

2.972 80 -10 3.041 -2.084 -157 -2.241 800 888

2.6 Geleistete Anzahlungen und Anlagen im
Bau

194 295 -223 265 265 194

Summe 2. 69.689 686 -125 -40 70.211 -26.903 -1.720 -28.623 41.588 42.786

3. Finanzanlagevermögen

3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen
3.2 Ausleihungen an verbundene 

Unternehmen
3.3 Beteiligungen 387 191 578 578 387
3.4 Ausleihungen an Unternehmen, mit 

denen ein Beteiligungsverhältnis 
besteht

3.5 Wertpapiere des Anlagevermögens 59 9 68 68 59
3.6 Sonstige Finanzanlagen 29 -1 28 -22 1 -21 7 7

Summe 3. 475 200 -1 674 -22 1 -21 653 453

Gesamtsumme (1. bis 3.)
73.636 895 -126 0 74.405 -28.303 1 -1.838 -30.1 39 44.266 45.333
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D r u c k s a c h e   N r.  161  
 

zur 26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 
zu Punkt 11 der Tagesordnung: 

 
 
Bürgschaft zugunsten der Nahwärme Gontershausen eG; 
Erhebung einer Avalprovision 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat am 21. März 2012 die Übernahme einer Aus-
fallbürgschaft zugunsten der Nahwärme Gontershausen eG in Höhe von          
412.000 Euro beschlossen. 
 
Gleichzeitig wurde durch die Stadtverordnetenversammlung eine Regelung über die 
Gewährung von Bürgschaften, die unter die de-minimis-Verordnung fallen, beschlos-
sen. Darin ist unter Punkt 3.3 geregelt, dass während der Laufzeit der Bürgschaft für 
jedes angefangene Kalenderjahr eine Gebühr in Höhe von 0,5 v. H. auf den zu Jah-
resanfang verbliebenen Restkapitalstand der Bürgschaft zu zahlen ist.  
 
Die Stadtverordnetenversammlung hat von Nr. 3.4 der vorgenannten Regelung Ge-
brauch gemacht und in den ersten fünf Jahren auf die laufende Gebühr von jährlich 
0,5 % verzichtet. 
 
Die Avalprovisionen für die Jahre 2017 und 2018 wurden von der Stadt Homberg 
(Ohm) mit Schreiben vom 17.12.2018 für die Jahre 2017 und 2018 angefordert. 
 
Die Bürgschaft valutiert zum Stichtag 31.12.2016 mit 344.769,60 Euro, zum Stichtag 
31.12.2017 mit 322.315,20 Euro, zum Stichtag 31.12.2018 mit 299.860,80 Euro. 
 
Die Provision für das Jahr 2017 beläuft sich somit auf 1.723,85 Euro, für das Jahr 
2018 auf 1.611,58 Euro. 
 
Am 25.03.2015 hat die Stadtverordnetenversammlung die Übernahme einer weiteren 
Bürgschaft zugunsten der Nahwärme Gontershausen eG in Höhe von 184.800 Euro 
bzw. 66.696 Euro nach der EU-Bürgschaftsmitteilung 2008 beschlossen. Gleichzeitig 
wurde der Magistrat beauftragt, eine Vereinbarung über die Zahlung einer Avalprovi-
sion in Höhe von 0,5 % bezogen auf den zu Jahresanfang verbliebenen Restkapital-
stand der Bürgschaft abzuschließen. 
 
Die Bürgschaft in Höhe von 184.800 € valutiert zum Stichtag 31.12.2017 mit 
175.299,63 Euro, zum Stichtag 31.12.2018 mit 166.350,29 Euro. Die angeforderte 
Avalprovision in Höhe von 876,50 Euro für das Jahr 2018 wurde von der Nahwärme 
Gontershausen eG am 17.12.2018 gezahlt.  
 
Die Urkunde über die Bürgschaft in Höhe von 66.696 Euro wurde von der VR Bank 
HessenLand eG am 18.01.2017 zurückgegeben, da der Kredit getilgt wurde. 
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Mit Schreiben vom 08.01.2019 beantragt die Nahwärme Gontershausen eG einen 
Verzicht der Stadt Homberg (Ohm) auf die Zahlung von Avalprovisionen für weitere 
fünf Jahre. 
 
Die Stadt Homberg (Ohm) hat den Sachverhalt hinsichtlich der Bürgschaft in Höhe 
von 412.0000 Euro durch den Hessischen Städte- und Gemeindebund überprüfen 
lassen (siehe beigefügtes Schreiben vom 25.01.2019). Der Hessische Städte- und 
Gemeindebund überlässt die Geltendmachung einer Avalprovision durch die Stadt 
Homberg (Ohm) der kommunalpolitischen Beurteilung hinsichtlich Zweckmäßigkeit 
und dem Gebot einer sparsamen und wirtschaftlichen Haushaltsführung. 
 
Laut den vorgelegten Bilanzen der Nahwärme Gontershausen eG konnte die Genos-
senschaft bisher keine Gewinne erzielen. Einsparpotenziale bzw. Möglichkeiten der 
Erhöhung des Verbrauchspreises werden seitens der Nahwärme Gontershausen eG 
verneint. 
 
Bei der Bürgschaft in Höhe von 184.800 Euro ist ein Verzicht auf die Erhebung einer 
Avalprovision nicht möglich, da sie auf der EU-Bürgschaftsmitteilung 2008 beruht und 
daher eine Verzichtsmöglichkeit in der am 26.03.2015 unterzeichneten Vereinbarung 
zu der Bürgschaftserklärung nicht vorgesehen ist. 
  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverordnetenversammlung verzichtet gemäß Nr. 3.4 der Regelung der Stadt 
Homberg (Ohm) über die Gewährung von Bürgschaften, die unter die de-minimis-
Verordnung fallen, auf die Zahlung einer Gebühr in Höhe von jährlich 0,5 % für die 
am 21.03.2012 übernommene Bürgschaft in Höhe von 412.000 Euro zugunsten der 
Nahwärme Gontershausen eG. Der Verzicht soll für die Jahre 2017 bis 2021 gelten. 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.   162 

 

zur  26. Sitzung der 18.  Sitzungsperiode am 12.06.2019 

zu Punkt 12 der Tagesordnung: 

 

 

 

Wegenutzungsvertrag mit der Nahwärme Gontershausen eG 

 

 

 
Die Vorlage wird nachgereicht.  
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zur 26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 

zu Punkt 13 der Tagesordnung: 

 

 

Künftige Rettungswache Homberg (Ohm) 

Verkauf einer Teilfläche des Grundstücks Gemarkung Homberg,  

Flur 2, Nr. 155/3, An der Altenstadt 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Der Vogelsbergkreis bzw. die DRK Rettungsdienst Mittelhessen gemeinnützige 
GmbH (DRK) sucht seit geraumer Zeit dringend ein Grundstück für den zukünftigen 
Standort der Rettungswache im Bereich Homberg (Ohm). 
 
Hierzu wurden dem Vogelsbergkreis durch die Verwaltung verschiedene Grund-
stücksvorschläge innerhalb des vorgegebenen Korridors (Anlage 1) mitgeteilt. Das 
oben genannte Grundstück liegt etwas außerhalb des Korridors, weist aber die bes-
sere Verkehrsanbindung auf. Daher war eine Abstimmung zwischen dem DRK und 
dem Vogelsbergkreis als Rettungsdienstträger notwendig. Diese ist erfolgt, so dass 
das DRK das Grundstück Gemarkung Homberg Flur 2 Nr. 155/3 An der Altenstadt 
erwerben will.  
 
Für den Bau der zukünftigen Rettungswache wird jedoch nicht die gesamte Parzelle 
benötigt sondern lediglich eine Teilfläche des Grundstücks in Größe von ca. 927 m². 
Somit verbleibt eine Restfläche von ca. 850 m² in städtischem Eigentum, welche wei-
terhin als Parkfläche für Schwimmbad oder Sportplatz genutzt werden kann. 
 
Der Bodenrichtwert im Bereich „An der Altenstadt“ liegt bei 46,00 €/m². Das DRK 
wünscht sich jedoch einen niedrigeren Kaufpreis von 40,00 €/m² und würde in die-
sem Fall die Vermessungskosten, die ansonsten von der Stadt Homberg (Ohm) 
übernommen werden müssten, selbst übernehmen. 
 
Verwaltung und Magistrat haben insgesamt 11 Grundstücke betrachtet, die in den 
Anlagen 2 bis 7 dargestellt und beschrieben sind. Die Anlage 8 zeigt den geplanten 
Grundriss der zukünftigen Rettungswache. 
 

Beschlussvorschlag: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) beschließt den Ver-
kauf einer Teilfläche des Grundstücks Gemarkung Homberg, Flur 2, Nr. 155/3, An 
der Altenstadt in Größe von ca. 927 m² an die DRK Rettungsdienst Mittelhessen im 
Vogelsbergkreis gemeinnützige GmbH zum Kaufpreis von __________ €/m² 
______________ €. 
 

 

Abstimmungsergebnis:  

 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  





Nr. Gemarkung Flur Zähler Nenner Größe m² Flurstückslage Eigentümer
inner-                         

/außerhalb Zone
Bemerkungen

 

    

       







Nr. Gemarkung Flur Zähler Nenner Größe m² Flurstückslage Eigentümer Bemerkungen
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D r u c k s a c h e   N r.  164 

 

zur 26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 

zu Punkt 14 der Tagesordnung: 

 

 

Zukunft der Stadt- und Schulbibliothek 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Zurzeit ist eine Mitarbeiterin als Teilzeitkraft für die Bibliothek mit einer durchschnittli-
chen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von 25 Stunden und 19 Minuten bei 
der Stadt beschäftigt. Zur Mitfinanzierung der Stelle übernimmt laut Vertrag der Vo-
gelsbergkreis als Schulträger anteilige Kosten im Gegenwert der für die Bibliothek 
als Standardpersonalausstattung vorgesehenen 400-Euro-Kraft, also 6.200 Euro. 
Zur Erfüllung der Kriterien für die Förderfähigkeit öffentlicher Bibliotheken stellt die 
Stadt Homberg (Ohm) jährlich Komplementärmittel in Höhe von 4.100 Euro für die 
Medienergänzung bereit und überweist diese an die Kreiskasse des Vogelsbergkrei-
ses. 
 
Die Koordination des Personaleinsatzes erfolgt laut Vertrag und in der Praxis durch 
die Schulleitung ebenso wie die Organisation der Bibliotheksarbeit. Neben der Mitar-
beiterin ist die Betreuung der Bibliothek einer Oberstudienrätin als Zusatzaufgabe 
zugeordnet. Schüler der Bibliotheks-AG und Bürger helfen im Bibliotheksdienst eh-
renamtlich mit. Die Schule organisiert verschiedene Projekte, wie Lesepatenschaften 
für Grundschüler und Kindergärten. Von den jährlichen Besucherzahlen der Biblio-
thek entfallen 2/3 auf Schüler und Lehrer und 1/3 auf externe Besucher. 
 
Die Mitarbeiterin scheidet aufgrund Erreichens des Renteneintrittsalters am 

 aus dem Beschäftigungsverhältnis aus. Daher besteht Handlungsbedarf 
in Bezug auf eine Neuregelung der Personalsituation in der Bibliothek ab spätestens 
2020. Aus diesem Grunde wurde die bisherige Vereinbarung über die sächliche und 
personelle Ausstattung der Stadt- und Schulbibliothek mit dem Vogelsbergkreis zum 
31.12.2018 gekündigt. Die Vereinbarung vom 07.06.2010 ist beigefügt. 
 
Eine enge Zusammenarbeit von Stadt und Schule bietet aufgrund der gemeinsamen 
Aufgabenstellungen bei der Leseförderung, der Erziehung zu eigenständiger Infor-
mationsgewinnung oder der Förderung lebenslangen Lernens Synergieeffekte. Eine 
Bibliothek bietet für Erwachsene die Möglichkeit, Lesestoff zu den unterschiedlichs-
ten Themen auszuleihen. Auch einkommensschwache Familien haben so die Mög-
lichkeit an Literatur teilzunehmen. Gerade für Leseanfänger bietet eine Bibliothek 
vielseitige Anregungen und Möglichkeiten, sich Büchern zu nähern. Da eine eigen-
ständige Bibliothek für die Stadt finanziell und organisatorisch nicht zu leisten ist, ist 
die Zusammenarbeit mit der Schulbibliothek grundsätzlich wünschenswert. Die Per-
sonalstelle sollte jedoch beim Vogelsbergkreis angesiedelt werden, so wie dies or-
ganisatorisch in der Praxis bereits gelebt wird. 
 
Eine gemeinsame Schul- und Gemeindebücherei gibt es beispielsweise auch in Mü-
cke. Dort werden die drei geöffneten Vormittage, insgesamt 10 Stunden, von einer 
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vom Vogelsbergkreis finanzierten 450-Euro-Kraft betreut sowie ein weiterer Nachmit-
tag von einer ehrenamtlichen Mitarbeiterin. 
 
 

Beschlussvorschlag: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) beschließt die Druck-
sache Nr. 164 in den Sozial- und Kulturausschuss zu verweisen. 

 

Abstimmungsergebnis:  

 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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D r u c k s a c h e   N r.  165  

 

zur  26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 

zu Punkt  15  der Tagesordnung: 

 

 

Ankauf der Grundstücke Marktstraße 60, Frankfurter Straße 16 und Friedrich-

straße 4 

 

 

Sachdarstellung: 

 
Der Antragsteller ist der Magistrat. 
 
Nach Vorliegen des Verkehrswertgutachtens hat  der Stadt Homberg 
(Ohm) am 27.12.2018 in einem persönlichen Gespräch mit Bürgermeisterin Claudia 
Blum ein Kaufangebot über 300.000 Euro für den gesamten Komplex unterbreitet. 
 
Die Verkehrswerte wurden durch den Gutachter für die verschiedenen Grundstücke 
einschließlich der vorhandenen Gebäude in folgender Höhe festgestellt: 
 

Grundstück Flur Flurstück m² Gesamt 

Marktstraße 60 1 346/3; 353/2; 357/1; 358/1 880  

Frankfurter Str. 16 1 356/1 254  

Friedrichstraße 4 2 390 841  

Summe      1975 290.200,00 € 

 
Der Ankauf der Grundstücke ist für die städtebauliche Entwicklung von großer Be-
deutung.  
 
Der Magistrat der Stadt Homberg (Ohm) hat das Kaufangebot in seiner Sitzung am 
08.01.2019 beraten und beschlossen, dass der Antrag in die Haushaltsberatungen 
2019 eingebracht wird und für den Ankauf ein Haushaltsansatz gebildet wird. 
 
Der Magistrat der Stadt Homberg (Ohm) empfiehlt der Stadtverordnetenversamm-
lung den Ankauf der Grundstücke zu einem Kaufpreis von 300.000 Euro. 
 

Beschlussvorschlag: 

 
Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Homberg (Ohm) beschließt, den An-
kauf der Grundstücke Markstraße 60, Frankfurter Straße 16 und Friedrichstraße 4 
mit einer Gesamtgrundstücksfläche von 1.975 m² einschließlich der Gebäude zu ei-
nem Kaufpreis in Höhe von 300.000 Euro.  
 
 

Abstimmungsergebnis:  

 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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Vorlage 
 

zur 26. Sitzung der 18. Sitzungsperiode am 12.06.2019 
zu Punkt 16 der Tagesordnung: 

 
 

 
Beschlussfassung über fristgerecht erhobene Einwendungen gegen die Nie-
derschrift der Sitzung vom 10.04.2019 
 
 
Sachdarstellung: 
 
Stellvertretende Stadtverordnetenvorsteherin Stumpf als Sitzungsleiterin hat die Nie-
derschrift zu den Tagesordnungspunkten 4 und 7 unter Vorbehalt unterzeichnet. Die 
Begründung hierzu ist der Anlage zu entnehmen, die der Niederschrift angefügt ist. 
Stadtverordneter Hisserich mit Schreiben vom 19.05.2019 und Stadträtin Schlemmer 
mit Mail vom 20.05.2019 schließen sich in ihren Einwendungen diesen Ausführungen 
an. 
 
Der Schriftführer sieht keinen begründeten Anlass, aus einer Vielzahl von Wortmel-
dungen in der Sitzung die beiden in den Einwendungen genannten besonders in der 
Niederschrift zu erwähnen und verweist auf die Ausführungen des Herrn Verwal-
tungsdirektor Heger vom Hessischen Städte- und Gemeindebund vom 06.11.2018. 
 
Stadträtin Schlemmer beantragt, die anwesenden 3 Gäste in die Aufzählung der An-
wesenden der Sitzung aufzunehmen. 
Die 3 Gäste sind bei den jeweiligen Tagesordnungspunkten, zu denen diesen das 
Rederecht erteilt wurde, bereits aufgeführt. Gegebenenfalls hat Frau Schlemmer dies 
dort übersehen. 
 
Da Sitzungsleiterin und Schriftführer unterschiedlicher Auffassung sind, wird auf ei-
nen Beschlussvorschlag verzichtet. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
      
 
 
 
 
Abstimmungsergebnis:  
 
____ Anwesend    ____ Ja-Stimmen    ____ Gegenstimmen    ____ Enthaltungen  
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